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Abréviations

OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
BAKOM Bundesamt für Kommunikation
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
ComCom Eidgenössische Kommunikationskommission

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
OFCOM Office fédéral de la communication
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
ComCom Commission fédérale de la communication
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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Anniversaires nationaux

In der Stadt Bern fanden von Juni bis September verschiedene Festanlässe zum
800jährigen Bestehen Berns (BE 800) statt. Höhepunkt war ein Festumzug im
September, an dem über 3200 Figuranten und 55 Umzugswagen teilnahmen. 1

AUTRE
DATE: 09.09.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Ordre juridique

Ordre public

Die grösste politische Demonstration fand 1991 am Frauenstreiktag vom 14. Juni statt.
Mehrere zehntausend Frauen gingen an diesem Tag in vielen Orten der Schweiz auf die
Strasse; am besten besucht war die Kundgebung in Zürich mit rund 10'000
Demonstrantinnen. Die grösste Kundgebung an einem Ort war allerdings die nationale
Demonstration gegen den Golfkrieg vom 26. Januar in Bern mit 15'000 Teilnehmenden.
Der Golfkrieg war denn auch dominierendes Thema bei den insgesamt 29 (inkl. sechs
Kundgebungen zum Frauenstreik, 1990: 26) von uns verzeichneten Demonstrationen mit
1'000 und mehr Beteiligten: zehn Grosskundgebungen – davon eine aus Protest gegen
die Bombardierung Israels durch den Irak – fanden aus diesem Anlass statt.
Zweithäufigstes Thema war der Bürgerkrieg in Jugoslawien: viermal waren es Kroaten, je
einmal Albaner aus Kosovo bzw. Serben, welche für ihre Sache Grosskundgebungen
durchführten. Zweimal in Bern und je einmal in Zürich und Freiburg versammelten sich
mehr als tausend Staatsangestellte, um gegen Verschlechterungen der
Arbeitsbedingungen, insbesondere die Nichtgewährung des vollen Teuerungsausgleichs
zu protestieren. Rund zwei Drittel dieser grossen Kundgebungen wurden in den Städten
Bern und Zürich durchgeführt (je neun).

In dieser Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1. Mai,
welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, und die
traditionellen Ostermärsche der Pazifisten im schweizerisch/deutschen Grenzgebiet
nicht erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden, unterteilt nach
Ort, Datum (Zeitung), Anzahl Teilnehmende und Thema:

Bern: 15.1. (3'000 / Golfkrieg), 16.1. (2'500 / Golf), 28.1. (15'000 / Golf), 29.4. (1'000 /
Kurden im Irak), 27.5. (2'000 / Kroaten), 30.9. (1'500 / Serben), 12.9. (1'000 /
Staatsangestellte), 1.11. (6'000 / Staatsangestellte);
Zürich: 18.1. (1'000/ Golf), 21.1. (2'000 / Golf), 28.1. (2'000 / Kroaten), 4.2. (1'500 / Golf,
Israel), 1.7. (2'500 / Kroaten und Slowenen), 9.12. (1'000/ Kroaten), 12.12. (1'500 /
Staatsangestellte), 23.12. (1'500 / gegen Rassismus);
Genf: 14.1. (6'000 / Golf), 21.1. (5'000 / Golf), 7.10. (2'000 / Kosovo-Albaner);
Basel: 18.1. (1'500 / Golf), 21.1. (6'000 / Golf);
Freiburg: 22.11. (2'000 / Staatsangestellte);
Lausanne: 16.1. (1'500 / Golf).

Aktionen zum Frauenstreiktag fanden an unzähligen Orten statt. Eigentliche
Demonstrationen mit mehr als 1'000 Teilnehmerinnen wurden gemeldet aus: Zürich
(10'000), Genf (6'000), Aargau (4'000), Basel (3'000), Winterthur (2'000) und Bern
(1'500). 2

AUTRE
DATE: 23.12.1991
HANS HIRTER
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Structures fédéralistes

Villes, régions, communes

Am 1. Januar 2022 zählte die Schweiz 2'148 politische Gemeinden. Aufgrund von
Gemeindefusionen hatte die Anzahl Gemeinden seit Januar 2021 damit um 24
abgenommen, seit Januar 2000 insgesamt um 751 Gemeinden.
Gemeindefusionen wurden zwischen dem 2. Januar 2021 und dem 1. Januar 2022 in
den Kantonen Aargau, Freiburg, Tessin und Waadt vollzogen. Eine Besonderheit stellte
dabei die Gemeindefusion in Murten FR dar: Sie umfasste nebst den freiburgischen
Gemeinden Galmiz, Gempenach und Murten auch die bisher zum Kanton Bern gehörige
Gemeinde Clavaleyres. Weil damit die Kantonsgrenzen verschoben wurden, mussten
nebst den beteiligten Gemeinden auch die Kantone Bern und Freiburg sowie die
Bundesversammlung dem Vorhaben ihren Segen erteilen.
Zwei besonders prominente Fusionsprojekte standen 2021 freilich im Gegenwind: Das
seit 2017 laufende Vorhaben einer Fusion der Stadt Freiburg mit den umliegenden
Gemeinden wurde beerdigt, nachdem eine Konsultativabstimmung im September 2021
in sechs von neun potenziellen Fusionsgemeinden negativ ausgefallen war. Und von den
Gemeinden um die Stadt Bern beschlossen 2021 auch Kehrsatz und Frauenkappelen
den Ausstieg aus den Fusionsabklärungen, nachdem Bolligen und Bremgarten dies
bereits früher getan hatten und Köniz gar nie eingestiegen war. Im Projekt verblieben
somit noch die Stadt Bern und Ostermundigen.
Der Politologe Michael Strebel wies in einem NZZ-Interview indessen darauf hin, dass
solche prominenten Fehlschläge nicht darüber hinwegtäuschen sollten, dass
Fusionsprojekte in der Schweiz «in Abstimmungen eigentlich sehr erfolgreich sind»:
Von rund 440 Fusionsprojekten, die seit der Jahrtausendwende in einer
Schlussabstimmung den Stimmberechtigten der beteiligten Gemeinden vorgelegt
worden seien, seien rund drei Viertel in sämtlichen Gemeinden angenommen worden.
Wie das Beispiel von Freiburg illustriert, schaffen es viele Vorhaben mit schlechteren
Erfolgsaussichten freilich gar nicht bis in eine Schlussabstimmung, sondern scheitern
schon früher. Auswirkungen von Gemeindefusionen seien gemäss Strebel oft bessere
Leistungen für die Bevölkerung (etwa längere Öffnungszeiten der Gemeindeverwaltung
oder bessere ÖV-Verbindungen), aber selten finanzielle Einsparungen. Zumindest
kurzfristig führten Gemeindefusionen zudem oft zu einer geringeren Stimmbeteiligung.
Einen solchen negativen Effekt auf die Stimmbeteiligung wies auch eine neue Studie
zum Kanton Glarus nach (Frey et al. 2021), wo die Stimmberechtigten an der
Landsgemeinde 2006 eine besonders weitgehende Gemeindefusion beschlossen
hatten. 3

AUTRE
DATE: 01.01.2022
HANS-PETER SCHAUB

Armée

Activités internationales

L'armée a mis un terme à son engagement d’un total de 94 jours dans le cadre du
championnat d'Europe de football 2008 (UEFA EURO 2008) au profit des villes hôtes
de Berne, Genève, Zurich et Bâle. Les militaires ont accompli 123'935 jours de service
dans le cadre de cet engagement. 10'614 militaires ont accompli simultanément du
service; au maximum 6'833 d’entre eux ont été engagés en même temps et les autres
ont accompli un cours de répétition ordinaire. 4

AUTRE
DATE: 12.07.2008
ELIE BURGOS

2011 waren Angehörige der Armee an drei weiteren Einsätzen beteiligt. Im Rahmen von
„AMBA CENTRO“ unterstützten täglich durchschnittlich 144 Dienstleistende die
Polizeikorps in Zürich, Bern und Genf beim Schutz ausländischer Vertretungen. Rund
50 Armeeangehörige unterstützten das Grenzwachtkorps im Rahmen der
Leistungsvereinbarung „LITHOS“. Die grösste Veränderung mit einer
Leistungssteigerung von ca. 50% erfolgte im Rahmen von „TIGER/FOX“, wobei
Armeeangehörige Leistungen zu Gunsten von Flugsicherheitsmassnahmen im
Luftverkehr erbrachten. 17 Dienstleistende standen dafür täglich im Einsatz. Darüber
hinaus unterstützte die Armee im Dezember 2011 den Kanton Genf bei der
Durchführung der 8. WTO-Ministerkonferenz. Dabei wurden insbesondere Material und
Fahrzeuge zur Verfügung gestellt, die Flughafensicherheit verstärkt, Lufttransporte und
Luftraumüberwachungen durchgeführt sowie die Polizei bei den Auf- und
Rückbauarbeiten unterstützt. Neben diesen subsidiären Sicherungseinsätzen leistete
die Armee auch Katastrophenhilfe. In drei Einsätzen wurden insgesamt 3'770 Diensttage
geleistet. Während eines Waldbrandes in Visp/VS war die Armee mit Löscharbeiten

AUTRE
DATE: 31.12.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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beschäftigt, im Juni wurden die Behörden im Kanton Appenzell-Ausserrhoden beim
Ausbau eines Baches unterstützt und im Oktober wurden 1'770 Diensttage geleistet,
nachdem in den Kantonen Bern und Wallis schwere Unwetter zahlreiche Schäden
verursacht hatten. In weiteren Unterstützungseinsätzen wurden rund 600 Diensttage in
den Kantonen Bern, Graubünden und Schwyz geleistet, wobei vorwiegend
unwetterbedingte Einsätze getätigt werden mussten. 5

Infrastructure et environnement

Transports et communications

Trafic aérien

Anfang des Berichtsjahrs vermeldete der Flughafen Zürich-Kloten für 2010 ein
Rekordergebnis bezüglich Flugverkehr. Die Zahl der abgefertigten Passagiere erfuhr im
Vergleich zum Vorjahr eine Steigerung um 4,3 % auf 22,9 Mio. Das Frachtvolumen nahm
um 19,3% zu und die Flugbewegungen um 2,5% auf 416'111. Ebenfalls grösser als im
Vorjahr war das Passagieraufkommen am Flughafen Genf-Cointrin (+5% auf knapp 12
Mio. Fluggäste) und am Euroairport Basel-Mülhausen (+7% auf 4,1 Mio.). Bern-Belp
hingegen verlor 6% seiner Passagiere (101'285). Insgesamt verzeichneten die vier
Regionalflughäfen Bern, Lugano-Agno, Sitten und St.-Gallen-Altenrhein zusammen
11'190 Starts und Landungen, was rund 3% des gesamten Flugverkehrs im Land
ausmachte. 6

AUTRE
DATE: 24.03.2011
SUZANNE SCHÄR

Poste et télécommunications

Bezüglich der Ausgestaltung des derzeit mehrheitlich unregulierten Glasfasermarkts
kam es im Verlauf des Berichtsjahrs zu einem eigentlichen Seilziehen zwischen der
Wettbewerbskommission (Weko) und der Swisscom um die kartellrechtlich saubere
Ausgestaltung der Kooperationsverträge, die letztere mit den Elektrizitätswerken Genf,
Zürich, St. Gallen, Bern, Luzern, Basel sowie Freiburg eingegangen war. Um allfälligen
späteren Klagen wegen Wettbewerbsbehinderung oder Kartellabreden
entgegenzuwirken und mit dem Ziel, eine rechtsverbindliche Sanktionsbefreiung für
harte Wettbewerbsabreden über die gesamte Vertragsdauer von 40 Jahren zu erhalten,
legten fünf Vertragspartner ihre Glasfaser-Kooperationsverträge der Weko zur Prüfung
vor. In ihrem Urteil kam diese zum Schluss, dass das gewählte Mehrfasermodell den
Wettbewerb auf den Glasfasernetzen zwar grundsätzlich ermöglicht, dass einzelne
Vertragsklauseln (Monopol der Elektrizitätswerke bei der Vermietung der Glasfasern, die
sog. Layer-1-Exklusivität, sowie eine Investitionsschutzklausel und
Ausgleichszahlungsvereinbarungen) jedoch wettbewerbsrechtlich heikel seien. Die
Weko sah zwar von einem Verbot der angestrebten Kooperationen ab, drohte aber mit
Sanktionen, falls die Verträge nicht in ihrem Sinn überarbeitet würden. Daraufhin gab
die Swisscom bekannt, die bereits unterschriebenen Verträge kartellrechtskonform
nachzuverhandeln und laufende Kooperationsverhandlungen zu sistieren. Ende
Dezember konstituierte sich die Interessenvertretung Glasfaser Schweiz. Die Swisscom,
die darin vertretenen Politiker und diverse städtische Elektrizitätswerke streben
darüber die Intensivierung des Glasfaserausbaus an, der nach dem Weko- Entscheid im
September ins Stocken geraten war. 7

AUTRE
DATE: 22.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Nachdem die von der Wettbewerbskommission beanstandeten Verträge zwischen der
Swisscom und den Stadtwerken von Basel, Bern, Luzern und Zürich bezüglich ihrer
Kooperation beim Bau des Glasfasernetzes im Januar des Berichtjahres bereinigt
worden waren, zeigten sich Bakom und ComCom zuversichtlich, dass die
Breitbandinfrastruktur der Schweiz für die nahe Zukunft gesichert ist. Während die
Schweiz in der Breitband-Durchdringung des Festnetzes in der OECD einen
Spitzenplatz belegt, liegt sie in der FTTH-Versorgung (Glasfaseranschluss ins Haus) noch
zurück. Die Nachfrage nach schnellem Festnetzzugang ist enorm: das Datenvolumen im
Schweizer Festnetz verdoppelt sich alle 19 Monate. 8

AUTRE
DATE: 17.01.2012
NIKLAUS BIERI
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Aménagement du territoire et logement

Logement et loyer

Bei der Überprüfung von 560 Mietparteien von subventionierten Wohnungen stellte die
Stadt Bern im Februar fest, dass etwa die Hälfte der Mietenden nicht alle Kriterien zum
Anspruch auf vergünstigten Wohnraum erfüllten. Die Bundeshauptstadt kündigte
daraufhin 237 Personen das Mietverhältnis und setzte für weitere 61 Mietparteien neue
Mietverträge auf. Der durch die "Schweiz am Sonntag" publizierte Bericht der Berner
Finanzdirektion sorgte für überregionale Schlagzeilen. Ein im Herbst publizierter
Untersuchungsbericht sprach denn auch von einem "schwerwiegenden Mangel"
aufgrund vernachlässigter Kontrollen der Mietverhältnisse zwischen 2001 und 2013. So
wurde beispielsweise nicht überprüft, ob sich die Lebensverhältnisse der Mieterin oder
des Mieters über die Zeit verändert hatten. Die Vorfälle in der Stadt Bern wurden
schweizweit als Einzelfall betrachtet. 9

AUTRE
DATE: 24.02.2014
MARLÈNE GERBER

Aménagement du territoire

Grosses Aufsehen erregte namentlich in der Region Bern ein Entwurf des Bundesamtes
für Raumentwicklung (ARE) für ein zukünftiges Raumkonzept für die Schweiz. Dieses soll
die strategische Grundlage für die Raumentwicklung der nächsten zwanzig Jahre bilden.
Einen Beschluss über das Konzept und über den Grad seiner Verbindlichkeit wird der
Bundesrat erst nach der für 2009 vorgesehenen Konsultation der Kantone fassen.
Aufgrund von international definierten Kriterien, welche primär wirtschaftliche Aspekte
abdecken, erklärte das ARE die Agglomerationen Zürich, Genf-Lausanne und Basel zu
den drei Metropolitanräumen der Schweiz. Die in Bezug auf Wirtschaftsleistung und
Einwohnerzahl an vierter Stelle liegende Agglomeration Bern wurde eine Stufe tiefer, als
so genannte Hauptstadtregion eingeordnet. Ursprünglich war der Raum Bern sogar
bloss als „Städtenetz“ auf derselben Ebene wie die um ein Mehrfaches kleinere Region
Aarau-Olten eingeteilt worden. Für die bernischen Behörden war dies ein
ungerechtfertigter Prestigeverlust, der unter anderem die Agglomeration im
internationalen Standortwettbewerb benachteiligt. Sie befürchteten insbesondere
auch, bei national mitfinanzierten Infrastrukturprojekten beispielsweise für den
öffentlichen Verkehr in Zukunft gegenüber den vier anderen schweizerischen
Grossstädten benachteiligt zu werden. Dafür, dass diese Ängste nicht unbegründet
sind, sorgte das ARE selbst, indem es postulierte, dass der Bund die Metropolitanräume
Basel, Genf/Lausanne und Zürich bei der Entwicklung der Infrastrukturen bevorzugt
behandelt und „die Entwicklungsdynamik … in erster Priorität in die metropolitanen
Entwicklungsschwerpunkte gelenkt werden“ soll. 10

AUTRE
DATE: 22.08.2008
HANS HIRTER

Dass Bern im Raumkonzept Schweiz im Gegensatz zu den Metropolitanräumen Basel,
Zürich und Genf-Lausanne nur der zweitrangige Status einer Hauptstadtregion
eingeräumt wurde, führte im Kanton auch im aktuellen Jahr zu lebhaften Debatten über
eine mögliche Stärkung Berns im nationalen Standortwettbewerb. Damit Bern trotzdem
mit den drei stärksten Wirtschaftszentren gleichziehen könnte, wurde betont, dass ein
intaktes und gut erschlossenes Politzentrum unerlässlich sei für den ökonomischen
Erfolg der Schweiz. Um jedoch auch bevölkerungsmässig mit den drei
Metropolitanräumen mitzuhalten, würde die Hauptstadtregion Bern ein
kantonsübergreifendes Netzwerk benötigen, welches in unmittelbarer Pendlerdistanz
liegende Städte wie Solothurn, Neuenburg, Freiburg, Biel und Thun einschliessen
müsste. Stadt und Kanton Bern lancierten deshalb per Juli unter strategischer Leitung
einer Behördendelegation das Projekt „Hauptstadtregion Schweiz“. In der Startphase
wurde das Projekt einer externen Arbeitsgemeinschaft unterstellt, welche eine
Situationsanalyse und ein Konzept für die Zusammenarbeit in der Hauptstadtregion
erarbeiten soll. 11

AUTRE
DATE: 02.07.2009
MARLÈNE GERBER

Das zu Beginn des Jahres zur Konsultation versandte Konzept zur „Hauptstadtregion
Schweiz“ stiess in den Nachbarkantonen auf breite Zustimmung und so konnte gegen
Ende des Kalenderjahres unter Leitung vom Berner Volkswirtschaftsdirektor Andreas
Rickenbacher (sp) und dem Solothurner Stadtpräsident und Nationalrat Kurt Fluri (fdp)
der Verein Hauptstadtregion Schweiz gegründet werden. Das Projekt wurde im Sommer
des Vorjahres als Reaktion auf einen vom Bundesamt für Raumentwicklung (ARE)
präsentierten Entwurf eines Raumkonzeptes lanciert, welcher Bern im Gegensatz zu
Zürich, Basel und dem Bassin Lémanique den Status einer erstrangigen

AUTRE
DATE: 20.03.2010
MARLÈNE GERBER
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Metropolitanregion absprach. Laut Aussagen desselben Bundesamtes wird die Initiative
der Hauptstadtregion begrüsst und die zentrale Position des Politzentrums Berns in der
räumlichen Entwicklung der Schweiz anerkannt. Der sich in Arbeit befindende, neue
Entwurf zum Raumkonzept Schweiz behandle Bern denn auch auf Augenhöhe mit den
drei Metropolen. 12

Im Januar präsentierte das UVEK zusammen mit dem Bundesamt für Raumentwicklung
(ARE), der Konferenz der Kantonsregierungen, der Schweizerischen Bau-, Planungs- und
Umweltdirektorenkonferenz (BPUK), sowie dem Schweizerischen Städte- und
Gemeindeverband (SSV, SGV) den Entwurf für ein Raumkonzept Schweiz. Aufgrund der
zunehmenden räumlichen Vernetzung plädiert das Konzept für ein nachhaltiges,
Institutionen übergreifendes „Denken und Planen in überregionalen Handlungsräumen“.
Insgesamt zwölf funktionale Räume werden darin identifiziert, davon vier grossstädtisch
geprägte (Metropolitanregionen Zürich, Basel, Bassin-Lémanique und Hauptstadtregion
Bern), fünf klein- und mittelstädtisch geprägte (Luzern, Tessin, Jurabogen, Aargau-
Solothurn und Nordwestschweiz), sowie drei alpin geprägte (Gotthard, Südwest- und
Südostschweiz). Das Raumkonzept hat rechtlich keine Verbindlichkeit, soll jedoch allen
drei politischen Ebenen als Orientierungs- und Entscheidungshilfe dienen. Die
wichtigsten Grundsätze des Konzeptes umfassen die Eindämmung der Zersiedelung,
den schonenden Umgang mit natürlichen Ressourcen, die optimale Nutzung
bestehender Verkehrsinfrastrukturen, die bessere Inwertsetzung von unverbauten,
identitätsstiftenden Landschaften sowie die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit. Auf
Widerhall in der Presse stiess insbesondere die Nachricht, dass „verdichtet“ gebaut
werden soll und die negativen Auswirkungen der Entflechtung von Wohn- und
Arbeitsplatz begrenzt werden müssen. Letzteres bedeutet konkret, dass die
Verkehrsinfrastruktur nicht weiter ausgebaut werden sollte, um das Pendeln zwischen
städtischen Zentren und dem peripheren Umland nicht noch attraktiver zu gestalten. In
Zusammenhang mit der beinahe zeitgleich präsentierten Mitteilung der
Verkehrsministerin, dass das Pendeln in Zukunft teurer werde, regte sich nicht nur
Widerstand bei den Randregionen sondern auch bei den Pendlern. Mit der Publikation
wurde der Entwurf in die öffentliche Konsultation geschickt. Aufgrund der eingehenden
Stellungnahmen wird das Konzept angepasst und voraussichtlich im Sommerhalbjahr
2012 zur politischen Verabschiedung vorgelegt. 13

AUTRE
DATE: 22.01.2011
MARLÈNE GERBER

Politique sociale

Groupes sociaux

Femmes et politique de parité

Ein absolutes Spitzenergebnis konnten die Frauen bei den Wahlen in der Stadt Bern
feiern. Im siebenköpfigen Gemeinderat (Exekutive) sind sie inskünftig zu dritt vertreten,
im Stadtrat (Legislative) nehmen sie 42,5% aller Sitze ein. Damit wurde Bern zur
Vorreiterin der politischen Frauenförderung und liess die bisher führenden Städte
Zürich (32%) und Genf (35%) weit hinter sich. 14

AUTRE
DATE: 08.02.1992
MARIANNE BENTELI

Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche
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Hautes écoles

Zum vierten Mal führten die Universitäten Basel, Bern, Freiburg und Zürich einen
Eignungstest im Sinne eines Numerus Clausus für das Medizinstudium durch. 8% der
Anwärterinnen und Anwärter fielen beim Test durch; im Vorjahr waren es 9% gewesen.
845 Plätze für das Studium der Human- und Veterinärmedizin wurden in der Folge zur
Verfügung gestellt. 15

AUTRE
DATE: 25.08.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Die Universität Bern gründete auf den Beginn des Studienjahres 2005/06 eine neue,
philosophisch-humanwissenschaftliche Fakultät. Sie umfasst die Bereiche
Psychologie, Pädagogik und Schulpädagogik sowie Sportwissenschaften. 16

AUTRE
DATE: 07.02.2005
MAGDALENA BERNATH

Culture, langues, églises

Archives, bibliothèques, musées

Im Mai 2014, am Tag nach dem Tod von Cornelius Gurlitt, Sohn eines bekannten
Kunsthändlers im Dritten Reich, wurde die privatrechtliche Stiftung Kunstmuseum Bern
darüber informiert, dass sie als Alleinerbin von Gurlitts Kunstsammlung eingesetzt
wird. Die rund 1'500 Objekte umfassende Sammlung enthält unter anderem bedeutende
Werke von Edouard Manet, Paul Cézanne und Claude Monet. Das Kunstmuseum zeigte
sich überrascht ob der Erbeinsetzung und zurückhaltend aufgrund der offenen Fragen
"rechtlicher und ethischer Natur". 2011 wurden in Gurlitts Münchner Wohnung über
tausend seit dem Zweiten Weltkrieg verschollene Meisterwerke entdeckt und mit
Verdacht auf NS-Raubkunst beschlagnahmt. Aufgrund einer Übereinkunft mit Gurlitt, in
welcher dieser sich bereit erklärte, die Werke der Provenienzforschung zur Verfügung
zu stellen und gegebenenfalls den rechtmässigen Besitzern zurückzugeben, war die
Beschlagnahmung kurz vor seinem Tod aufgehoben worden. Die Medien verfolgten die
Entscheidung des Kunstmuseums mit grossem Interesse. Matthias Frehner, Direktor des
Kunstmuseums Bern, gab Ende November die Übernahme der Werke bekannt, jedoch
nur unter der Bedingung, dass sie von einer in Deutschland eingesetzten Task Force
vorher eindeutig vom Raubkunstverdacht befreit würden. Der Bundesrat nahm die
Vereinbarung zwischen dem Kunstmuseum Bern, der Bundesrepublik Deutschland und
dem Freistaat Bayern zur Kenntnis und begrüsste, dass die Parteien die 1998 auch von
der Schweiz verabschiedeten Washingtoner Richtlinien zur Aufarbeitung der NS-
Raubkunstproblematik darin ausdrücklich anerkannten. Lob erntete Bern nach
Abschluss der Vereinbarung ebenfalls vom Jüdischen Weltkongress. Zum Zeitpunkt der
Vereinbarung standen ca. 590 Werke unter Raubkunstverdacht. Bei weiteren 380
Bildern handelt es sich um "entartete" Kunst, d.h. um aufgrund Nichtvereinbarkeit mit
dem Nationalsozialismus aus Museen entfernte Werke. Letzteren soll der Weg in die
Schweiz offen stehen. Das Kunstmuseum Bern zeigte sich jedoch bereit, Leihanfragen
von Museen, in denen die Kunstwerke während dem Dritten Reich konfisziert wurden,
prioritär zu behandeln und ihnen in der Regel stattzugeben. Um keinen Präzedenzfall zu
schaffen, entschied sich das Kunstmuseum gegen die Dauerleihe oder gar die Rückgabe
der Werke an die ursprünglichen Eigentümerinstitutionen. 17

AUTRE
DATE: 08.05.2014
MARLÈNE GERBER

Langues

Unter der Schirmherrschaft des EDA und der Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren der Westschweiz und des Tessin (CIIP) fand vom 16.–26. März 2017
die Woche der französischen Sprache und der Frankophonie (SLFF) in Bern statt. Die
Woche bildete den feierlichen Rahmen zum Internationalen Tag der Frankophonie am
20. März und wurde weltweit begangen, mit dem Ziel, die Vielfalt der Frankophonie
aufzuzeigen. In der Schweiz beteiligten sich über 15 Städte im Rahmen von rund 100
Veranstaltungen am kulturellen und sozialen Brückenschlag zwischen Frankophonen
und Frankophilen sowie jenen, die es noch werden wollten. Persönlichkeiten, denen
dieser Brückenschlag bereits gelungen war und die sich besonders um die
Frankophonie verdient gemacht hatten, erhielten zugleich in diesem Rahmen den
jährlich verliehenen Preis der in der Schweiz akkreditierten französischsprachigen
Botschafterinnen und Botschafter. 18

AUTRE
DATE: 16.03.2017
MELIKE GÖKCE

1) Presse vom 9.9.91.
2) 24 Heures, 16.1.91; BaZ, 18.1. und 21.1.91; Bund, 15.1., 12.9. und 1.11.91; BZ, 16.1. und 28.1.19 JdG, 14.1., 21.1. und 7.10.19; Presse
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vom 15.6.91; Lib., 22.11.19; NZZ, 1.11., 18.1., 12.12. und 23.12.19; TA, 21.1., 28.1., 4.2., 29.4., 27.5., 1.7., 30.9., 9.12., 12.12. und
23.12.19.; Presse vom 15.6.1991
3) Frey et al. 2021. Politikmüdigkeit nach Glarner Gemeindefusion.pdf; Gemeindestand per 1.1.22 gemäss BFS; Liste der
Gemeindefusionen vom 2.1.21 bis 1.1.22 gemäss BFS; 24H, 30.11.20; NZZ, 3.2.21; Lib, 25.3.21; NZZ, 28.9.21
4) NZZ, 12.7.08.
5) Schweizer Armee, Einsatzbilanz 2011.
6) NLZ und BaZ, 13.1.11; NZZ, 26.2. und 24.3.11.
7) Presse vom 5.1.11; LT, 4.3.11; NZZ, 22.3. und 8.10.11; TA, 16.4.11; NZZ, TA, Lib., 19.4.11; NZZ, 15.6.11; Expr., 22.6.11; LN,
22./23.6.11; TA, 4.8.11; SoZ, 4. und 18.9.11; Medienmitteilung Weko vom 5.9.11; Presse vom 17.9.11; TA, 6.9. und 10.11.11; NZZ,
6.9., 17.9, 28.9., 8.10. und 22.12.11.
8) TA und NZZ, 17.1.12.
9) Lit. Meyer; SO, 23.4.14; TA, 25.2.14; NZZ, TA, 26.2.14; NZZ, 16.9.14
10) BZ, 22.8., 23.8., 27.8., 29.8., 6.9. und 6.12.08; BaZ, 27.8.08. Siehe auch ARE, Forum Raumentwicklung – Informationsheft,
Nr. 3, Bern 2008.
11) Bund, 2.7.09; NZZ, 15.7.09; BZ, 10.10.09
12) NZZ und SZ, 20.3.10; Bund, 8.7. und 3.12.10
13) Presse vom 22.1.11.
14) Bund und BZ, 7.12. und 8.12.92.
15) NZZ, 25.8. und 27.8.01.
16) NZZ, 7.2.05.
17) Kunstmuseum Bern; Medienmitteilung EDI, BAK, EDA und EDI vom 24.11.14; BaZ, 8.5.14; LZ, 9.5.14; SoZ, 11.5.14; NZZ,
13.11.14; AZ, 19.11.14; AZ, NZZ, TA, 22.11.14; BaZ, NZZ, 25.11.14; NZZ, TA, 26.11.14; SoZ, 30.11.14; SZ, 5.12.14; AZ, 12.12.14
18) Medienmitteilung BR vom 16.3.17
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